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1 Das Fach Wirtschafts- und Sozialkunde, Politische Bildung, 
Politische Bildung/Wirtschaftslehre 

Dieses Fach muss verschiedenen Anforderungen gerecht werden. Die Aufgaben und Ziele 
ergeben sich aus den gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Rahmenbedingun-
gen und der Stellung des Faches im Bildungsauftrag der Berufsschule, der Berufsfachschu-
le, der Fachoberschule und der Fachschule sowie dem Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Schule nach § 4 Brandenburgisches Schulgesetz. 
Der bildungspolitische Auftrag bestimmt die Anforderungen an das Fach in allen beruflichen 
Bildungsgängen. So dient auch der Unterricht in diesem Fach der Vermittlung allgemeiner 
fach- und berufsübergreifender Kompetenzen, die unabhängig von einzelnen Inhalten und 
Werten des Faches sind. 

Ziele und Aufgaben 
Ziel des Faches ist, die Urteilsfähigkeit und Handlungskompetenz der Schülerinnen und 
Schüler systematisch zu fördern und zu stärken, d. h. sie orientieren sich in komplexen ge-
sellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Zusammenhängen, hinterfragen diese auf 
ihren Sinn, auf ihre Zwänge und auf ihre Gestaltungsmöglichkeiten hin, beurteilen sie sach-
kundig und nutzen zunehmend selbstständiger eigene Möglichkeiten der verantwortlichen 
Teilnahme am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Leben. Leitbild des Unter-
richts sind die mündige Bürgerin und der mündige Bürger in unserer Demokratie, die bereit 
sind, Verantwortung in der Gesellschaft zu übernehmen. 

Zur Förderung von Fach-, Personal-, Sozialkompetenz, Methoden- und Lernkompetenz wer-
den folgende übergeordnete Ziele im Unterricht angestrebt: 

Fachkompetenz beinhaltet die Fähigkeit und Bereitschaft, gesellschaftliche, wirtschaftliche 
und politische Ordnungen und Strukturen zu analysieren, auf ihren Sinn und ihre Funktion zu 
befragen und zu prüfen, welchen Interessen, Normen und Wertorientierungen sie entspre-
chen, sowie Gestaltungsmöglichkeiten zu erkennen. Dazu gehört auch die Fähigkeit, sich 
Grundlagen und Voraussetzungen des eigenen Urteilens und Handelns bewusst zu machen 
und sich mit grundlegenden Normen des gesellschaftlichen Zusammenlebens auseinander 
zu setzen. 

Personalkompetenz beinhaltet die Fähigkeit und Bereitschaft, Konflikte angesichts der Ver-
schiedenheit und Vielfalt menschlicher Interessen und Wertvorstellungen in einer demokrati-
schen und pluralen Gesellschaft als unvermeidlich zu erkennen und sie in den durch die Ver-
fassung legitimierten Formen der demokratischen Willensbildung und Entscheidungsfindung 
auszutragen. 

Sozialkompetenz beinhaltet das Verständnis und die Toleranz für die Lebensweisen und 
Lebenseinstellungen von Personen und Gruppen zu entwickeln, die aus anderen Kulturen 
kommen und anderer sprachlicher Herkunft sind, oder deren Denken und Verhalten nicht 
den eigenen Normen und Vorstellungen entsprechen. Sozialkompetenz äußert sich in der 
Fähigkeit und Bereitschaft, die demokratischen Rechte dieser Personen und Gruppen anzu-
erkennen und sichern zu helfen, sowie in der Fähigkeit und Bereitschaft, Solidarität als eine 
Grundhaltung des politischen Urteilens und Handelns abzuwägen, zu gewichten und auszu-
üben. Sozialkompetenz umfasst die Fähigkeit und Bereitschaft, eine am Gemeinwohl orien-
tierte Perspektive einzunehmen und danach zu handeln. 

Methodenkompetenz ist die Bereitschaft und Fähigkeit, selbsttätig Lösungswege für komple-
xe Problem- und Aufgabenstellungen zu finden, anzuwenden und zu reflektieren. Dabei wer-
den erlernte Arbeits- und Lerntechniken, Planungs- und Lösungsstrategien sowie Kommuni-
kationstechniken für das Arbeiten in Gruppen und deren Moderation planmäßig angewandt 
und weiter entwickelt. Damit schließt Methodenkompetenz die Lernkompetenzein. Eine aus-
gewogene Fach-, Personal- und Sozialkompetenz ist die Voraussetzung für Methoden- und 
Lernkompetenz. 
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Entwicklungen in Gesellschaft, Wirtschaft und Politik sind in der gesellschaftlichen Wirklich-
keit vielfältig miteinander verflochten und bedingen sich gegenseitig. Im Unterricht wird die 
Besonderheit der Bereiche und Zugangsweisen deutlich, ebenso aber auch ihre Verfloch-
tenheit und die Notwendigkeit einer übergreifenden Betrachtungsweise. Ein gesichertes an-
schlussfähiges Grundwissen (Sach-, Problem- und Strukturwissen) ist Voraussetzung für 
das Verständnis der komplexen wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Zusam-
menhänge. 

Im Unterricht erkennen die Schülerinnen und Schüler die Interessen und Zielvorstellungen 
von sozialen Akteuren wie z. B. Politikern oder Verbandsvertretern und beschäftigen sich mit 
Prozessen, Institutionen, Regeln und Verfahren der damit verbundenen Willensbildung und 
Entscheidungsfindung. Dabei erkennen sie die jeweiligen politischen Dimensionen und 
Handlungsmöglichkeiten, und dass auch Unterliegen und Nichtberücksichtigung von Positio-
nen legitimer Teil solcher Prozesse sind. 

Die Schülerinnen und Schüler erwerben Einsichten in gesellschaftliche Strukturen und Pro-
zesse und lernen Verfahren der gesellschaftlichen Konfliktregelung kennen. Sie erarbeiten 
sich die Entstehung und Veränderung sozialer Strukturen und die individuellen Möglichkeiten 
in unserer Gesellschaft zwischen sozialstaatlicher Ordnung, Zivilgesellschaft und Privatsphä-
re. 

Die Schülerinnen und Schüler lernen die Interessen und Zielvorstellungen von wirtschaftlich 
Handelnden in unserer Wirtschaftsordnung kennen. Dazu gehören die Grundlagen und die 
Praxis der sozialen Marktwirtschaft einschließlich ihrer globalen Dimension. Sie erkennen 
dabei, dass ökonomisches Handeln den verantwortlichen Einsatz knapper Mittel für ein-
größtmögliches Ergebnis bedeutet. Sie erfassen den rationalen Umgang mit Ressourcen als 
ein individuell und gesellschaftlich wichtiges Prinzip. 

Besonders für junge Menschen hat gesellschaftliche, wirtschaftliche und politische Bildung 
nur dann einen Sinn, wenn sie auf die Gestaltung und Sicherung ihrer Zukunft gerichtet ist. 
Es müssen also die wesentlichen Chancen, aber auch Gefährdungen unserer zukünftigen 
Lebensbedingungen thematisiert, die Ursachen bestimmter Bedrohungen analysiert und 
Strategien zur Sicherung und Verbesserung unserer Zukunft entwickelt werden. Die ökono-
mische Bildung unterstützt dabei die Schülerinnen und Schüler bei der Planung ihrer Le-
bensentwürfe und hilft ihnen, sich den Herausforderungen des technischen und ökonomi-
schen Strukturwandels aktiv zu stellen. 

Die Schülerinnen und Schüler erarbeiten adäquate Antworten auf diese umfassenden Fra-
gestellungen. Dafür erwerben sie ein breit gefächertes Methodenrepertoire, um die für die 
Beantwortung der Fragen angemessenen Methoden der Informationsbeschaffung, Auswer-
tung und Darstellung wählen zu können. Der Entwicklung der Sprachkompetenz kommt da-
bei eine wichtige Aufgabe zu. Grundwissen und Methodenkenntnisse ermöglichen eigen-
ständige Lernprozesse, die zur Entwicklung der Fähigkeit beitragen, sich auch außerhalb 
des Unterrichts über soziale, politische und wirtschaftliche Entwicklungen zu informieren und 
ein eigenständiges Urteil zu bilden. 

Der Unterricht fördert die Urteilskraft, indem er Gewicht, Reichweite und Auswirkungen ge-
sellschaftlicher Fragestellungen thematisiert, mit den vielfältigen Perspektiven und den Ge-
gensätzlichkeiten von unterschiedlichen Positionen im gesellschaftlichen, wirtschaftlichen 
und politischen Leben vertraut macht und Interessen, Ziele, Lösungsansätze und Beurtei-
lungskriterien klärt. Er fördert die Fähigkeit zum Perspektivenwechsel und das kritische 
Selbstbewusstsein hinsichtlich der eigenen Voreinstellungen, Handlungs- und Selbstkorrek-
turmöglichkeiten. 

Für die Mitwirkung bei der Gestaltung des Schullebens, im nachbarschaftlichen Umfeld der 
Schule und zur aktiven Teilnahme am gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Leben verdeutlicht der Unterricht den Schülerinnen und Schülern Wege, die ihnen realitäts-
taugliche und erfolgreiche Handlungen in diesen Bereichen ermöglichen. Der Unterricht hilft, 
geeignete Rede- und Handlungsstrategien zu entwickeln und zeigt, wie individuell und im 
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Zusammenwirken mit anderen Einfluss genommen und an (Zivil-) Gesellschaft, Politik und 
Wirtschaft aktiv teilgenommen werden kann. Dazu gehören organisatorische Fähigkeiten der 
Planung und Koordination, soziale Fähigkeiten der Kommunikation und Interaktion und tech-
nisch-instrumentelle Fähigkeiten im Umgang mit Materialien und Medien. 

Damit Schülerinnen und Schüler ihre Fähigkeiten und Begabungen entfalten können, fördern 
Lehrerinnen und Lehrer sie durch die Gestaltung geeigneter Lernsituationen. Im Rahmen der 
vorgegebenen Inhalte und Ziele wird den jungen Menschen die Möglichkeit gegeben, indivi-
duelle Schwerpunkte zu setzen, außerunterrichtliche Interessen einzubringen und im Unter-
richt erworbene Kompetenzen im schulischen sowie im außerschulischen Raum zu erpro-
ben. Dadurch wird ihre Lernkompetenz zunehmend selbstbestimmt und selbstverantwortlich 
entfaltet. 
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3 Rahmenbedingungen für Bildungsgänge 

Die Fachbezeichnung und der Stundenumfang variieren in den beruflichen Bildungsgängen. 
Beides ist verbindlich in den entsprechenden Rechtsverordnungen bzw. den Stundentafeln-
geregelt. Unter Berücksichtigung und in Abgrenzung zu den curricularen Vorgaben für die 
anderen Fächer im jeweiligen Bildungsgang werden im Folgenden die Module benannt, die 
verbindlich zu unterrichten sind (Pflichtmodule). Die Auswahl ist so getroffen worden, dass 
die im Fach unterrichtenden Lehrkräfte entscheiden können, welche weiteren Module dar-
über hinaus für die jeweilige Lerngruppe zusätzlich ausgewählt wird, da der Zeitrahmen für 
das Fach laut Stundentafel nicht ausgeschöpft wurde. Für jedes Modul ist ein Zeitrichtwert 
von zwölf bis zwanzig Stunden anzusetzen. Die Reihenfolge der unterrichtlichen Behandlung 
der Module ist nicht verbindlich. 

Berufsschule 

Im Bildungsgang zur Vermittlung des schulischen Teils einer Berufsausbildung nach BBiG 
und HwO ist das Unterrichtsfach „Wirtschaft und Sozialkunde". Der Stundenumfang laut 
Stundentafel ist eine Mindestvorgabe. Den Schulen ist eine Erhöhung dieser Mindestvorga-
be freigestellt. In den gewerblich-technischen Berufen sollten aufgrund der Prüfungsrelevanz 
mindestens 160 Stunden geplant werden. Das Fach „Wirtschafts- und Sozialkunde" ist nicht 
identisch mit dem gleichlautenden Prüfungsbereich der Kammerprüfung. 

Insbesondere für Berufe des Berufsfeldes Wirtschaft und Verwaltung und für affine Berufe 
sind die prüfungsrelevanten Inhalte für den Prüfungsbereich Wirtschafts- und Sozialkunde 
verbindlich in den Rahmenlehrplänen für die berufsbezogenen Fächer abgebildet und auch 
in diesen zu vermitteln. 

In den gewerblich-technischen Berufen dient das Fach „Wirtschafts- und Sozialkunde" u. a. 
auch der Vermittlung von Inhalten, die Gegenstand der Kammerprüfung im Prüfungsbereich 
Wirtschaft- und Sozialkunde sind. 

Dem trägt die Festlegung von Pflichtmodulen aus diesen Unterrichtsvorgaben für kaufmän-
nisch-verwaltende Berufe einerseits und gewerblich-technische Berufe andererseits Rech-
nung. 

Pflichtmodule für gewerblich-technische Berufe sind die Module 1, 5, 6, 7, 8, 17 und 21. Es 
wird empfohlen, aus dem Modul 18 zusätzliche aktuelle Inhalte auszuwählen. 

Pflichtmodule für kaufmännisch-verwaltende und affine Berufe sind die Module 14, 17, 18, 
19, 21 und 22. 
In den Bildungsgängen der Berufsschule zur Vertiefung der Allgemeinbildung und Berufsori-
entierung oder Berufsvorbereitung sind die Module 1 (adaptiert an die Bedingungen des 
Bildungsganges), 9 und 15 Pflichtmodule. 

Berufsfachschule 

Im Bildungsgang der Berufsfachschule zur Erlangung eines Berufsabschlusses nach Lan-
desrecht für technische Assistenten ist das Unterrichtsfach „Politische Bil-
dung/Wirtschaftslehre". 

Pflichtmodule sind hier die Module 1 (adaptiert an die Spezifik der Lerngruppe), 5, 7, 10, 
17 und 18. 
Im Bildungsgang der Berufsfachschule zur Erlangung eines Berufsabschlusses nach Lan-
desrecht für kaufmännische Assistenten ist das Unterrichtsfach „Poltische Bildung". 

Pflichtmodule sind die Module 14, 17, 18, 19, 21 und 22. 
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5 Hinweise zu den Modulen 

Diese Unterrichtsvorgaben gehen von gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen 
Handlungsfeldern aus, in denen sich die Schülerinnen und Schüler bewegen und in denen 
sie sachgerecht, durchdacht sowie individuell und sozial verantwortlich handeln sollen. Die 
angebotenen Module bilden diese Handlungsfelder ab und dienen dem Erwerb von Hand-
lungskompetenzen. 

In jedem Modul sind Ziele formuliert, die mit den zugehörigen Inhalten zu erreichen sind. Bei 
der Erstellung von handlungsorientierten Lernsituationen in der Berufsschule sind die Ziel-
formulierungen der Module um die Fach-, Personal- und Sozialkompetenzen sowie um Me-
thoden- und Lernkompetenzen zu ergänzen, die für den jeweiligen Ausbildungsberuf zu 
vermitteln sind. Für alle Module ist ein Zeitrichtwert von 15 bis 20 Unterrichtsstunden vorzu-
sehen. 

Der Handlungsanstoß ist ein Vorschlag für eine mögliche Ausgangssituation, die für einen 
handlungsorientierten Aufbau des jeweiligen Moduls geeignet wäre. Durch diesen - an die 
Bedürfnisse und beruflichen Bedingungen der Lerngruppe angepassten - Handlungsanstoß 
werden die Schülerinnen und Schüler aufgefordert, innerhalb des jeweiligen Themenbe-
reichs einzelne Handlungsschritte zu vollziehen, mit denen die Ziele erreicht und Kompeten-
zen erworben werden. Andere Handlungsanstöße sind denkbar und möglich. Dabei ist der 
Handlungsanstoß so zu wählen, dass er möglichst berufliche und private Erfahrungen der 
Schülerinnen und Schüler anspricht bzw. aufnimmt. 

Die methodischen Vorschläge sollen Anregungen und Ideen für besonders geeignete unter-
richtliche oder unterrichtsbegleitende Aktivitäten in dem jeweiligen Modul bieten. 

Die möglichen Konfliktthemen liefern Anhaltspunkte für Kontroversen und Diskussionen. Hier 
geht es vor allem um den Austausch von Argumenten und die Entwicklung eigener Positio-
nen. Auch hier wird man eine Auswahl treffen und Schwerpunkte setzen müssen. Zusam-
men mit den methodischen Vorschlägen werden sich aber gerade aus diesen Konfliktberei-
chen heraus besonders spannende und motivierende Situationen ergeben. 
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 HANDLUNGSFELDER MODULE 

Ausbildung 
im dualen 
System 

 
Betrieb 

 

 
Schule 

 

 

Globalisierung 

Europäische 
Integration 

Raumschiff 
Erde 

Globale 
Welt 

1 Interessen in der Ausbildung und im Beruf 
verantwortlich wahrnehmen 

2 Sich für Chancengleichheit zwischen 
Männern und Frauen einsetzen 

3 Lebensbegleitendes Lernen organisieren 
und umsetzen 

4 Interessen in der Schule wahrnehmen 

5 Als Verbraucher Konsumentscheidungen 
überlegt treffen 

6 Instrumente wirtschaftlichen Handelns 
beurteilen 

7 In Konflikten des Arbeitslebens begründet 
Position beziehen 

8 Gesetzliche und private Vorsorge 
kombinieren 

9 Die eigene berufliche Zukunft planen 

10 Ökologisch verantwortlich handeln 

11 Einen persönlichen, auf Familie und Part-
nerschaft bezogenen Lebensentwurf ent-
wickeln und andere Lebensentwürfe tole-
rieren 

12 Freizeit bewusst gestalten 
13 Werte und Lebensplanung aufeinander 

abstimmen 

14 Medienangebote kritisch nutzen 
15 Unterschiedliche Kulturen und Altersgrup- 

pen respektieren und ein einvernehmli-
ches Zusammenleben gestalten 

16 Für Grundrechte eintreten und eigene 
Rechte wahrnehmen 

17 Historisch-gesellschaftliche Umbrüche in 
Deutschland  nach 1945 verstehen 

18 An der politischen Willensbildung 
 teilnehmen 

19 Bewusst in einer globalisierten Welt leben 
20 Konzepte einer Friedens- und Sicherheits- 

politik bewerten 

21 An der Zukunft Europas teilhaben 

22 Das Zusammenleben auf der Erde sichern 
23 Das Überleben auf der Erde sichern 

 
Privatleben 

 

Öffentlichkeit 
und Medien 

 

 
Staat 

 
Gesellschaft 

 
Markt 

 

Beschäfti- 
gungssystem 

 

 
Umwelt 

 

 
Wirtschaft 
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